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Der Generaldirektor des tschechischen Fernsehens hat 2013 eine Richtlinie
herausgegeben, die Leitlinien für die Berichterstattung des tschechischen
Fernsehens im Vorfeld der Wahl zum tschechischen Nationalparlament am 25.
und 26. Oktober 2013 enthält. Die Richtlinie gibt Fernsehsendern allgemeine
Regeln für angemessene politische Sendungen an die Hand.

Die Richtlinie betont unter anderem das Prinzip der „abgestuften
Gleichbehandlung“, das bei der Ausstrahlung von Sendungen zum Wahlkampf
beachtet werden muss. Das Prinzip basiert auf den Ergebnissen der
Wahlumfragen. Die Häufigkeit des Auftritts von Kandidaten in politischen
Debatten richtet sich unter anderem nach ihrem Abschneiden in der
Meinungsforschung. Weitere Leitlinien betreffen Meinungsumfragen und andere
Arten von Untersuchungen zur öffentlichen Meinung. Die Richtlinie regelt die
Verpflichtungen von Fernsehsendern zur Information über Parteien und
Kandidaten sowie Zeit und Modalitäten für die Präsentation politischer
Diskussionen.

Die tschechische Piratenpartei, die bei der Wahl nicht erfolgreich war, klagte beim
Obersten Verwaltungsgerichtshof unter anderem gegen das Verfahren zur
Auswahl von Gästen in Sondersendungen tschechischer Fernsehveranstalter vor
den Wahlen sowie gegen das Wahlforschungskriterium. Der Oberste
Verwaltungsgerichtshof verwarf diesen Punkt der Klage ebenso wie andere, da
das tschechische Fernsehen die Anforderung der Vielfalt der Informationen über
Kandidaten gemäß §16 Abs. 4 des Wahlgesetzes erfüllt habe. Das Vorgehen des
tschechischen Fernsehens in der Vorwahlsendung sei rechtmäßig gewesen und
habe dem Prinzip der abgestuften Gleichbehandlung entsprochen.

Der Oberste Verwaltungsgerichtshof vertrat in seiner Entscheidung die Ansicht,
das Prinzip der abgestuften Gleichbehandlung sei richtig, und das tschechische
Fernsehen sei eindeutig darum bemüht, bei der Verteilung der Sendezeit
zwischen den Kandidaten anhand ihrer politischen und gesellschaftlichen
Bedeutung die Anforderungen der Angemessenheit zu erfüllen. Einschränkungen
bei der Anzahl der Redner von Parteien und Bewegungen in den meistgesehenen
Wahldebatten ständen im Einklang mit dem Prinzip der abgestuften
Gleichbehandlung.
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Der Gerichtshof prüfte auch die Verträge zwischen dem tschechischen Fernsehen
und den Meinungsforschungsinstituten. Sowohl die Verträge als auch die
Untersuchungsmethoden entsprächen den Standards der Statistik. Die vom
tschechischen Fernsehen verwendeten Wahlumfragen seien ein angemessenes
Mittel, um statistische Informationen über das aktuelle Wählerpotential zu
gewinnen.

Das Prinzip der abgestuften Gleichbehandlung bedeute nicht, dass alle Parteien
die gleiche Sendezeit haben müssten. Die Überlegungen des tschechischen
Fernsehens bei der Auswahl der Teilnehmer für die wichtigsten Diskussionen
seien weder willkürlich noch diskriminierend gewesen, sondern basierten vielmehr
auf nachvollziehbaren Begründungen und relevanten Daten.

Usnesení Nejvyššího správního soudu ČR č. Vol 142/2013

http://www.nssoud.cz/files/SOUDNI_VYKON/2013/0142_0Vol_13_20131129084725_p
revedeno.pdf

Urteil des Obersten Verwaltungsgerichtshofs der Tschechischen Republik
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